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                                                                                                                                          Mainz, 27.04.2026 
 
 
Antrag 0792/2026 zur Sitzung des Stadtrats am 06.05.2026 
 
Gemeinsamer Antrag: Junges Mainz: Freizeitflächen - konsumfrei, digital und sicher 
(CDU, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN, SPD ) 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Verwaltung wird gebeten, 
 

1. die seit 2019 gestellten Anträge aus Ortsbeiräten, Stadtrat, Beschlussvorlagen so-

wie Impulse aus Bürgerbeteiligungsformaten (u. a auch Jugendkonferenzen) im 

Hinblick auf Freizeitflächen für Jugendliche dezernatsübergreifend auszuwerten. 

 

2. für die dezernatsübergreifende Suche nach neuen Flächen und die Aufwertung vor-

handener Flächen die bestehenden Strukturen der Ortsbeiräte und Jugendbeteili-

gung zu nutzen und insbesondere die Mainzer Jugendkonferenz in den Prozess zu 

integrieren. Ein Vorbild soll hier die Spielplatzbeteiligung gemäß dem Projekt Kin-

derfreundliches Mainz sein, die sicherstellt, dass das Votum der Nutzenden hand-

lungsleitend ist.  

 

3. die Realisierung von konsumfreien Flächen mit digitaler Infrastruktur (insbesondere 

WLAN und Lademöglichkeiten), Sicherheit und Sauberkeit gewährleistenden Maß-

nahmen, einer guten ÖPNV-Anbindung sowie umweltverträglicher Beleuchtung zu 

prüfen und nach Möglichkeit auf den Flächen umzusetzen. Die Schaffung geeigne-

ter Flächen soll auch dann sichergestellt werden, wenn einzelne der genannten 

Ausstattungsmerkmale nicht oder nur eingeschränkt realisiert werden können. 

 

4. über den Prozess regelmäßig im Jugendhilfeausschuss zu berichten. 

 
Begründung:  
 
Jugendliche benötigen im öffentlichen Raum eigenständige, frei zugängliche Orte, an de-
nen sie sich unabhängig von Konsumzwängen aufhalten, treffen und entfalten können. 
Solche Flächen leisten einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Lebensqualität jun-
ger Menschen, stärken soziale Teilhabe und wirken präventiv gegen Nutzungskonflikte im 
öffentlichen Raum. 

In den vergangenen Jahren wurden bereits verschiedene Vorstöße artikuliert und in städti-
sche Gremien eingebracht. Diese Ansätze gilt es systematisch zusammenzuführen und 
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dezernatsübergreifend auszuwerten, um bestehende Erkenntnisse effizient zu nutzen und 
Doppelstrukturen zu vermeiden. 

Gleichzeitig zeigen sich innerhalb des Stadtgebiets deutliche Unterschied. Während in 
einigen Sozialräumen bereits Planungen oder Initiativen existieren, fehlen diese in ande-
ren. Um eine gleichmäßige Entwicklung sicherzustellen, sollen insbesondere die Ortsbei-
räte vor Ort aktiv in die Identifikation geeigneter Flächen eingebunden werden.  

Die konkrete Ausgestaltung der Flächen soll sich an bewährten Beteiligungsformaten ori-
entieren, insbesondere am Verfahren der Spielplatzbeteiligung im Rahmen des Projekts 
Kinderfreundliches Mainz. Eine frühzeitige und strukturierte Einbindung der jugendlichen 
Zielgruppe stellt sicher, dass die Flächen bedarfsgerecht geplant werden und langfristig 
angenommen werden. 

Für die Ausgestaltung der Flächen sind gute Rahmenbedingungen zu schaffen. Dazu zäh-
len insbesondere digitale Infrastruktur wie WLAN und Lademöglichkeiten, Maßnahmen zur 
Gewährleistung von Sicherheit und Sauberkeit, eine gute Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr sowie eine umweltverträgliche Beleuchtung zum Schutz der umlie-
genden Fauna. Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass die Realisierung geeigneter Flächen 
nicht daran scheitert, dass einzelne dieser Ausstattungsmerkmale nicht vollständig umge-
setzt werden können. Vorrang hat die tatsächliche Bereitstellung nutzbarer Räume für Ju-
gendliche. 

Ein regelmäßiger Bericht im Jugendhilfeausschuss gewährleistet zudem Transparenz über 
den Umsetzungsstand und ermöglicht eine politische Begleitung des Prozesses. 

Mit diesem Antrag wird ein wichtiger Schritt unternommen, um Mainz jugendfreundlicher 
zu gestalten und Jugendlichen attraktive, sichere und konsumfreie Freizeitmöglichkeiten 
zu bieten. 
 
 
 
 
Claudia Siebner (CDU-Fraktionsvorsitzende) 
Jonas König (Fraktionsvorsitzender Bündnis90/Die Grünen) 
Kathleen Herr (SPD-Fraktionsvorsitzende) 
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